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Stellungnahme 

I. Anlass 

Mit der anstehenden Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1760 (Corporate Sustainability Due Diligence 

Directive, „CSDDD“) und der Vorbereitung von Umsetzungsleitlinien der Europäischen Kommission 

stellt sich erneut die Frage, ob Rechtsdienstleistungen dem Anwendungsbereich der Richtlinie 

unterfallen können. Die Bundesrechtsanwaltskammer nimmt hierzu Stellung, weil eine derartige 

Einbeziehung niedergelassener Rechtsanwälte und Syndikusrechtsanwälte das Berufsgeheimnis, die 

anwaltliche Unabhängigkeit und den Zugang zum Recht berühren würde. 

II. Hintergrund 

1. Die CSDDD im Überblick 

Die Richtlinie (EU) 2024/1760 verpflichtet große Unternehmen zu menschenrechts- und 

umweltbezogenen Sorgfaltspflichten in ihrer Aktivitätskette. Maßgeblich ist damit, welche vor- und 

nachgelagerten Tätigkeiten von dem unionsrechtlichen Begriff der Aktivitätskette erfasst werden. 

2. Änderungen durch das Omnibus-I-Paket 

Durch das Omnibus-I-Paket wurde der Anwendungsbereich der Richtlinie auf sehr große Unternehmen 

konzentriert und die Umsetzungsfrist für die Mitgliedstaaten auf den 26. Juli 2028 verlängert. Zugleich 

gewinnt die praktische Auslegung der Richtlinie an Bedeutung, weil Unternehmen ihre Due-Diligence-

Prozesse nun konkret vorbereiten und standardisieren. 

3. Stellungnahme der BRAK Nr. 72/2023 

Die BRAK hat bereits in ihrer Stellungnahme Nr. 72/2023 darauf hingewiesen, dass eine Einbeziehung 

anwaltlicher Dienstleistungen in CSDDD-bezogene Sorgfaltspflichten zu erheblichen Kollisionen mit 

Berufsgeheimnis, Unabhängigkeit der Anwaltschaft und effektivem Rechtsschutz führen kann. An dieser 

rechtspolitischen und berufsrechtlichen Bewertung hält sie fest. 

III. Stellungnahme zur Einordnung von Rechtsdienstleistungen in die Aktivitätskette 

1. Keine Erfassung durch Art. 3 Abs. 1 Buchst. g der geltenden CSDDD 

Nach Auffassung der BRAK sind niedergelassene Rechtsanwälte und Syndikusrechtsanwälte bei der 

Erbringung von Rechtsdienstleistungen nicht Teil der Aktivitätskette. Der Begriff der Aktivitätskette ist 

im Lichte von Wortlaut, Regelungszweck, Systematik und Erwägungsgründen auszulegen.  

Die Tätigkeiten der Aktivitätskette eines Unternehmens werden in Art. 3 Abs. 1 Buchst. g CSDDD 

legaldefiniert als vor- und nachgelagerte Tätigkeiten, „im Zusammenhang mit der Produktion von Waren 

oder der Erbringung von Dienstleistungen durch dieses Unternehmen“ bzw. „im Zusammenhang mit 

dem Vertrieb, der Beförderung und der Lagerung eines Produkts dieses Unternehmens (…)“. Der 

Wortlaut verlangt demnach einen funktionalen Zusammenhang mit der Herstellung der Ware oder der 

Erbringung der Dienstleistungen des Unternehmens. Die Erbringung von Rechtsdienstleistungen durch 

einen Anwalt weist einen solchen Zusammenhang grundsätzlich nicht auf. Sie besteht in der 



Stellungnahme Seite 4 

 

unabhängigen Rechtsberatung und Vertretung. Der Anwalt ist nicht Teil der operativen Wertschöpfung, 

sondern nimmt eine eigenständige, gesetzlich geprägte Funktion in der Rechtspflege wahr. 

Die in Art. 3 Abs. 1 Buchst. g genannten Beispiele (Entwicklung, Gewinnung, Beschaffung, Herstellung, 

Beförderung, Lagerung, Lieferung) bestätigen dieses Verständnis. Ihnen ist gemeinsam, dass sie 

Bestandteil der wirtschaftlichen Wertschöpfungskette sind. Die anwaltliche Tätigkeit gehört ihrem 

Wesen nach nicht zu diesen wertschöpfungsbezogenen Aktivitäten. Sie stellt vielmehr eine 

eigenständige professionelle Beratungsleistung dar. 

Das gilt für den Syndikusrechtsanwalt bei der Erbringung anwaltlicher Tätigkeit in gleicher Weise wie 

für den niedergelassenen Rechtsanwalt. Auch die rechtliche Beratung und Vertretung des Arbeitgebers 

ist keine Tätigkeit, die mit der Herstellung von Waren oder der Erbringung von Dienstleistungen im Sinne 

der Aktivitätskette zusammenhängt. Darüber hinaus betrifft die Aktivitätskette nur Tätigkeiten von 

Geschäftspartnern, der Syndikusrechtsanwalt ist jedoch Arbeitnehmer des Unternehmens. 

2. Tragende rechtliche und praktische Gründe gegen eine Einbeziehung 

Dieses Verständnis wird auch durch Sinn und Zweck der Richtlinie gestützt. Sie zielt auf die Vermeidung 

menschenrechts- und umweltbezogener Risiken in unternehmerischen Beschaffungs-, Produktions- 

und Vertriebszusammenhängen; anwaltliche Beratung und Vertretung dient demgegenüber der 

unabhängigen Wahrnehmung und Durchsetzung von Rechten. Ihre Einbeziehung würde den 

Regelungszweck der Richtlinie nicht fördern, wohl aber die rechtsstaatliche Funktion anwaltlicher 

Tätigkeit beeinträchtigen.  

Hinzu kommt die besondere Stellung der Anwaltschaft. Erwägungsgrund 43 der Richtlinie bestätigt, 

dass der Unionsgesetzgeber die besondere Stellung anwaltlicher Tätigkeit und den Schutz des 

Berufsgeheimnisses ausdrücklich anerkennt. Art. 3 Abs. 1 Buchst. g CSDDD ist daher im Lichte des 

Erwägungsgrundes 43 dahin auszulegen, dass anwaltliche Dienstleistungen im Regelfall nicht als Teil 

der Aktivitätskette verstanden werden können. Eine gegenteilige Auslegung würde zu erheblichen 

Spannungen mit dem ausdrücklich geschützten Berufsgeheimnis führen. Rechtsanwälte sind als Organ 

der Rechtspflege zur unabhängigen Beratung und Vertretung ihrer Mandanten verpflichtet und 

unterliegen bereits umfassenden berufsrechtlichen und standesrechtlichen Pflichten. Insbesondere 

unterliegen externe Rechtsanwälte wie auch Syndikusrechtsanwälte, soweit sie anwaltlich tätig werden, 

Verschwiegenheits- und Unabhängigkeitspflichten. Eine Einordnung als Teil der Aktivitätskette würde 

Unternehmen dazu veranlassen, von ihren anwaltlichen Beratern detaillierte Informationen, 

Zusicherungen oder Prüfungsrechte einzufordern. Das kollidiert mit dem Schutz vertraulicher 

Mandatsinformationen und beeinträchtigt das für wirksame Rechtsberatung notwendige 

Vertrauensverhältnis. 

Auch praktisch wäre eine solche Einbeziehung verfehlt. Unternehmen setzen die Sorgfaltspflichten der 

Richtlinie regelmäßig durch standardisierte Lieferantenfragebögen, vertragliche Zusicherungen, 

Auditrechte und sonstige Kontrollmechanismen um. Solche Instrumente sind auf 

wertschöpfungsbezogene Geschäftsbeziehungen zugeschnitten. Gegenüber Rechtsanwälten würden 

sie dem anwaltlichen Berufsgeheimnis, der Verschwiegenheitspflicht und der beruflichen 

Unabhängigkeit zuwiderlaufen, ohne einen nennenswerten Beitrag zur Erreichung der mit der Richtlinie 

verfolgten menschenrechtlichen und umweltbezogenen Ziele zu leisten. Für Syndikusrechtsanwälte 

bestünde zudem die Gefahr struktureller Rollenkonflikte, wenn ihre rechtliche Beratung zugleich 

Gegenstand unternehmensinterner Due-Diligence-Mechanismen würde. 
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Eine dem Wortlaut Rechnung tragende Auslegung, die anwaltliche Dienstleistungen aus der 

Aktivitätskette ausnimmt, trägt deshalb auch dem Normzweck der Richtlinie als auch den 

rechtsstaatlichen Rahmenbedingungen anwaltlicher Berufsausübung Rechnung. 

3. Erforderlichkeit klarstellender Leitlinien und gesetzgeberischer Präzisierung 

Obgleich die Legaldefinition des Art. 3 Abs. 1 Buchst. g CSDDD nach Ansicht der BRAK dahingehend 

auszulegen ist, dass Rechtsdienstleistungen nicht Teil der Aktivitätskette sind, besteht ein erhebliches 

Bedürfnis nach Klarstellung, weil der Wortlaut der Richtlinie unscharf ist und in der Praxis zu 

überdehnten Compliance-Ansätzen verleiten kann. Unternehmen, Berater und Aufsichtsstellen 

benötigen praktikable Abgrenzungen, um Rechtssicherheit zu gewährleisten und Fehlanwendungen zu 

vermeiden. Anderenfalls drohen erhebliche Gefahren: 

• Berufsgeheimnis und Vertrauensverhältnis: Eine Ausweitung der Sorgfaltspflichten 

insbesondere auf die anwaltliche Tätigkeit würde dazu führen, dass Mandanten verpflichtet wären, 

die Aktivitäten ihrer Rechtsanwälte zu überwachen, unter Umständen weitreichende 

Verpflichtungserklärungen und Zusicherungen zu fordern und gegebenenfalls Kontrollen in 

Kanzleiräumen vorzunehmen. Dies gefährdet das gesetzlich geschützte anwaltliche 

Berufsgeheimnis, zu dem insbesondere auch das Wissen um das bloße Bestehen eines 

Mandatsverhältnisses an sich gehört. Es stört zudem das für die Rechtspflege essenzielle 

Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Mandant. 

• Zugang zum Recht: Die geforderten Transparenz- und Berichtspflichten sowie mögliche Kontrollen 

könnten den rechtsstaatlich gebotenen freien Zugang zum Recht für jedermann beeinträchtigen. 

Mandanten könnten davon abgehalten werden, rechtlichen Beistand in Anspruch zu nehmen, wenn 

sie befürchten müssen, dass ihre Rechtsangelegenheiten im Rahmen von Due-Diligence-

Prüfungen offengelegt werden. 

• Unverhältnismäßige Belastung: Eine Anwendung würde zu einer unzumutbaren administrativen 

Belastung führen, die in keinem Verhältnis zum tatsächlichen Risiko steht, das durch 

Rechtsdienstleistungen im Bereich der Menschenrechte oder Umweltstandards verursacht wird. 

Rechtsanwälte beraten ihre Mandanten bei der Einhaltung von Gesetzen; sie sind nicht selbst Teil 

der Wertschöpfungsketten, in denen Menschenrechts- oder Umweltrisiken typischerweise 

entstehen. Denkbar scheint zudem, dass aufgrund der umfangreichen administrativen Belastungen 

Unternehmen den Gang zum Anwalt scheuen oder Anwaltskanzleien bestimmte Mandate 

ablehnen, was mit Blick auf den Zugang zum Recht nicht gewollt sein kann.  

• Unabhängigkeit der Anwaltschaft: Die Anwaltschaft ist als Organ der Rechtspflege zur 

Unabhängigkeit verpflichtet. Die Unterstellung unter Sorgfaltspflichten, die von Mandanten 

überwacht und in der Praxis ggf. überschießend vertraglich abgesichert werden, würde diese 

Unabhängigkeit gefährden. 

4. Forderung nach expliziter Klarstellung 

Die BRAK fordert daher nachdrücklich, dass der nationale Gesetzgeber bei der Umsetzung der 

Richtlinie bis zum 26. Juli 2028 explizit klarstellt, dass anwaltliche Rechtsdienstleistungen bei der 

Anwendung der aufgrund der CSDDD begründeten Sorgfaltspflichten nicht als Teil der Aktivitätskette 

zu behandeln sind.  

Die BRAK appelliert zugleich an die Europäische Kommission, in ihren Leitlinien zur Umsetzung der 

CSDDD unmissverständlich klarzustellen, dass die Legaldefinition des Art. 3 Abs. 1 Buchst. g dahin 
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auszulegen ist, dass anwaltliche Rechtsdienstleistungen nicht Teil der Aktivitätskette sind, um 

Rechtssicherheit für Unternehmen und Anwälte gleichermaßen zu schaffen. 

V. Fazit 

Die BRAK sieht weiterhin erheblichen Klärungsbedarf hinsichtlich der Anwendbarkeit der CSDDD auf 

Rechtsdienstleistungen. Sie fordert eine eindeutige Klarstellung sowohl auf europäischer Ebene durch 

die Kommission als auch durch den nationalen Gesetzgeber bei der Umsetzung der Richtlinie, dass 

Rechtsanwälte bei der Erbringung von Rechtsdienstleistungen nicht in den Anwendungsbereich der 

CSDDD fallen. Nur so können das Berufsgeheimnis, die Unabhängigkeit der Anwaltschaft und der freie 

Zugang zum Recht gewährleistet bleiben. 

Bleibt eine Klarstellung aus, ist zu befürchten, dass Unternehmen aus Vorsichtsgründen auch 

gegenüber Kanzleien und anwaltlich tätigen Syndikusrechtsanwälten weitreichende Auskunfts- und 

Nachweisanforderungen stellen. Dies würde den anwaltlichen Beratungsprozess erheblich belasten, 

das Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Mandant beeinträchtigen und den Zugang zu 

unabhängiger Rechtsberatung erschweren, ohne einen entsprechenden Mehrwert für die 

Verwirklichung der menschenrechtlichen und umweltbezogenen Ziele der CSDDD zu schaffen. 

*** 


